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Rechtsverordnung 

über die Erklärung von Landschaftsteilen zum Landschaftsschutzgebiet "Niede-

rungssystem des Fredersdorfer Mühlenfließes und seiner Vorfluter" sowie zum 

Naturschutzgebiet "Fredersdorfer Mühlenfließ, 

Langes Luch und Breites Luch" 
 

 

 

Auf Grund § 19 (3), § 21 (1) und § 22 (1) Brandenburgisches Naturschutzgesetz (BbgNatSchG) 
vom 25.06.1992 (GVBl. I S. 208) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26.05.2004 (GVBl. I S. 
350) und der durch die erste Verordnung des Ministers für Umweltschutz, Naturschutz und Raum-
ordnung des Landes Brandenburg zur Übertragung der Befugnis für den Erlass von Rechtsverord-
nungen zur Festsetzung von Naturschutzgebieten und Landschaftsschutzgebieten v. 08. Januar 
1996 (GVBl. II S. 51) in der durch § 2 der VO v. 14. April 1998 (GVBl. II S. 363) geänderten Fas-
sung gemäß § 21 (1) Satz 3 BbgNatSchG und § 22 (2) BbgNatSchG übertragenen Befugnis erlässt 
der Landkreis Märkisch-Oderland als gemäß § 52 Satz 2 BbgNatSchG untere Naturschutzbehörde 
mit Beschluss des Kreistages Nr. 130-9/2004 vom 03. November 2004 folgende Rechtsverordnung: 
 
 

§ 1 

Unterschutzstellung 

 
(1) Die in den Abs. 2 und 3 näher bezeichneten Landschaftsteile werden zum Landschaftsschutz-

gebiet "Niederungssystem des Fredersdorfer Mühlenfließes und seiner Vorfluter" erklärt. 
 
(2) Das Landschaftsschutzgebiet ist ca. 2098 ha groß. Es umfasst grob die in der als Anlage 1 die-

ser Rechtsverordnung beiliegenden Übersichtskarte im Maßstab 1 : 10 000 durch grüne Um-
randung  und grüne Schraffur sowie rote Umrandung und grüne Schraffur gekennzeichneten 
Gebiete in den Gemarkungen Wegendorf, Altlandsberg, Buchholz, Eggersdorf, Bruchmühle, 
Fredersdorf, Petershagen, Vogelsdorf und Rüdersdorf. Anlage 1 dient nur der Orientierung. 
Maßgeblich ist die Darstellung des Grenzverlaufs gemäß Abs. 3. 

 
(3) Die Grenzen des Landschaftsschutzgebiets sind in als Anlage 2 dieser Rechtsverordnung beige-

fügten Flurkarten mit grüner, durchgezogener Linie dargestellt. Verläuft die Linie entlang  einer 
Flurstücksgrenze, gilt diese Flurstücksgrenze als Grenze des Landschaftsschutzgebiets. Verläuft 
die Linie zwischen Flurstückseckpunkten und/oder vergleichbar genau definierten Punkten, oh-
ne auf oder an einer Flurstücksgrenze zu verlaufen, gilt die Verbindungsgerade zwischen die-
sen Punkten als Grenze des Landschaftsschutzgebiets. In allen anderen Fällen gilt der innere 
Rand der grünen Linie als Grenze des Landschaftsschutzgebiets. Die Anlage 2 ist Bestandteil 
dieser Rechtsverordnung. 

 
(4) Die in den Abs. 5 und 6 näher bezeichneten Landschaftsteile werden zum Naturschutzgebiet 

"Fredersdorfer Mühlenfließ, Langes Luch und Breites Luch" erklärt. 
 
(5) Das Naturschutzgebiet "Fredersdorfer Mühlenfließ, Langes Luch und Breites Luch" ist ca. 932 

ha groß. Es umfasst die in der als Anlage 1 dieser Rechtsverordnung beiliegenden Übersichts-
karte im Maßstab 1 : 10 000 durch rote Umrandung und rote Schraffur gekennzeichneten Ge-
biete in den Gemarkungen Altlandsberg, Eggersdorf, Bruchmühle, Fredersdorf, Petershagen 
und Vogelsdorf. Anlage 1 dient nur der Orientierung. Maßgeblich ist die Darstellung des Grenz-
verlaufs gemäß Abs. 6. 

 
(6) Die Grenzen des Naturschutzgebiets "Fredersdorfer Mühlenfließ, Langes Luch und Breites Luch" 

sind in als Anlage 3 dieser Rechtsverordnung beigefügten Flurkarten mit roter, durchgezogener 
Linie dargestellt. Abs. 3 Sätze 2 bis 4 gelten sinngemäß. Bei Identität der Grenze des Natur-
schutzgebiets mit der Außengrenze des in Abs. 1 bezeichneten Landschaftsschutzgebiets ist die 
Darstellung der Grenze des Landschaftsschutzgebiets maßgeblich. Die Anlage 3 ist Bestandteil 
dieser Rechtsverordnung. 

 
(7) Je eine Ausfertigung dieser Rechtsverordnung einschließlich der Anlagen 1 bis 3 wird beim 

Landkreis Märkisch-Oderland - Untere Naturschutzbehörde - , Puschkinplatz 12 in 15306 See-
low sowie beim Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Raumordnung - Oberste Natur-
schutzbehörde - , Albert-Einstein-Straße. 42-46 in 14473 Potsdam, aufbewahrt und kann von 
jedermann während der Dienststunden eingesehen werden. 
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§ 2 

Schutzzweck 

 
(1) Die Unterschutzstellung der in § 1 Abs. 1 bis 3 bezeichneten Landschaftsteile als Landschafts-

schutzgebiet bezweckt 
 

1. den Erhalt, die Entwicklung bzw. die Wiederherstellung der Vielfalt, Eigenart und Schön-
heit der Landschaft im Gebiet der betroffenen Gemarkungen, insbesondere 

 
- der glazialen Ablaufrinnen als für den Naturraum typische Landschaftselemente 

pleistozänen Ursprungs 
 

- der natürlichen und der naturnahen Fließgewässer als für den Naturraum typische 
Landschaftsstrukturen und natürliche Faktoren der Landschaftsgenese 

 
- der eingeschlossenen Parkanlagen und parkartigen Flächen 

 
- der Grünzäsuren im Siedlungsgebiet 

 
- der eingebundenen landwirtschaftlichen Nutzflächen und kleineren Forstbestände als 

landschaftsprägende und landschaftsgliedernde Strukturen 
 

- des durch unterschiedliche Waldbilder, zahlreiche markante Einzelbäume, eingelagerte 
Moore, ein verhältnismäßig bewegtes Relief und die angrenzenden Gewässer gepräg-
ten Altlandsberger Forstes 

 
- der sonstigen landschaftsprägenden und landschaftsgliedernden Gehölzstrukturen 

(Kopfweidenbestände, Feldhecken, Feldgehölze, Baumreihen u. ä.) 
 

2. den Erhalt, die Wiederherstellung und die Entwicklung der Leistungsfähigkeit des Natur-
haushalts im betroffenen Gebiet, insbesondere durch 

 
- den Erhalt, die Wiederherstellung und die Entwicklung des linearen Verbunds der be-

sonders wertvollen Biotopkomplexe der natürlichen und naturnahen Fließgewässer, 
Feuchtwiesen, seggen- und binsenreichen Nasswiesen, Quellbereiche, Röhrichte, Moo-
re, Bruch-, Moor- und Auwälder und der Biotopkomplexe der verschiedenen sonstigen 
Wald- und Gehölzbestände unter Berücksichtigung der land- und forstwirtschaftlichen 
Nutzung 

 
- den Erhalt, die Wiederherstellung und die Entwicklung der Vernetzung der Biotope der 

Niederungsgebiete mit den angrenzenden Biotopkomplexen 
 

- den Erhalt, die Wiederherstellung und die Entwicklung von als Lebensraum für zahlrei-
che Pflanzen- und Tierarten wertvollen Kultur- und Halbkulturformationen 

 
- den Erhalt, die Wiederherstellung und die Entwicklung eines natürlichen bzw. natur-

nahen Verlaufs der Fließgewässer einschließlich einer natürlichen bzw. naturnahen 
Tiefe der Fließgewässerbetten 

 
- den Erhalt, die Wiederherstellung und die Entwicklung einer möglichst guten Wasser-

qualität in den Gewässern 
 

- den Erhalt, die Wiederherstellung und die Entwicklung eines naturnahen Gebietswas-
serhaushalts 

 
- den Erhalt, die Wiederherstellung und die Entwicklung von Niedermooren 

 
- den Erhalt, die Wiederherstellung und die Entwicklung der im Siedlungsachsenbereich 

gelegenen Abschnitte des Schutzgebiets als klimatische Ausgleichsflächen 
 

- den Erhalt, die Wiederherstellung und die Entwicklung naturnaher Waldbestände. 
 

3. die Sicherung des Gebiets als Erholungsraum und seiner Einbindung in ein Netz stadt- 
bzw. ortsnaher Erholungsräume für eine ökologisch verträgliche Erholungsnutzung, insbe-
sondere durch 
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- den Erhalt, die Wiederherstellung und die Entwicklung der Einsehbarkeit und der Er-
lebbarkeit der Niederungen von den das Schutzgebiet seitlich begrenzenden und que-
renden öffentlichen Wegen, Gemeinde-, Kreis- und Landesstraßen sowie Eisenbahn-
trassen 

 
- den Erhalt, die Wiederherstellung und die Entwicklung der strukturellen Vielfalt des 

Gebiets 
 

- den Erhalt, die Wiederherstellung und die Entwicklung der Parkanlagen, parkähnlichen 
Flächen und der Forsten 

 
- die Unterbindung lärmintensiver Freizeitnutzungsarten. 

 
(2) Die Unterschutzstellung der in § 1 Abs. 4 ff. bezeichneten Landschaftsteile als Naturschutzge-

biet bezweckt 
 

1. den Erhalt und die Entwicklung der Abschnitte der Niederungen, die gegenwärtig den 
höchsten Anteil für die Niederungen typischer und weitgehend intakter, als Lebensraum 
für gefährdete und/oder seltene Tier- und Pflanzenarten bzw. Tier- und Pflanzengesell-
schaften besonders wertvoller Biotope der Gewässer, Niedermoore, Übergangs- und Tro-
ckenstandorte aufweisen (natürliche  oder naturnahe Abschnitte der Fließgewässer, 
Feuchtwiesen, seggen- und binsenreichen Nasswiesen, Seggenrieder, Röhrichte, Quellbe-
reiche, Moore, Bruch-, Moor- und Auwälder, Weidengebüsche, sonstige naturnahe Gehöl-
ze, Übergangsstandorte, Trockenrasen). 

 
2. den Erhalt von potentiell hochwertigen Biotopen der unter 1. genannten Standorte und 

Typen, die gegenwärtig als Lebensraum für gefährdete und/oder seltene Tier- und Pflan-
zenarten bzw. Tier- und Pflanzengesellschaften geringerwertig sind, zum Zweck der Her-
stellung bzw. Wiederherstellung des hohen Biotopwerts. 

 
3. den Erhalt, die Entwicklung und die Wiederherstellung des Gesamtspektrums der für das 

Niederungssystem typischen Biotope und einer für die natürliche Artenvielfalt optimalen 
Biotopstruktur. 

 
4. den Erhalt, die Entwicklung und die Wiederherstellung eines für den Biotopverbund und 

die Entwicklung bzw. Wiederherstellung der außerhalb der Naturschutzgebiete gelegenen 
Niederungsstandorte ausreichend dichten Netzes hochwertiger Biotope der unter 1. ge-
nannten Standorte und Typen. 

 
5. den Erhalt, die Entwicklung und die Wiederherstellung der Vorkommen für Biotope der un-

ter 1. genannten Standorte und Typen typischer, insbesondere seltener, gefährdeter 
und/oder geschützter Pflanzen- und Tierarten sowie Pflanzen- und Tiergesellschaften. 

 
6. die Schaffung von Pufferzonen zum Schutz der aktuell und potentiell besonders wertvollen 

Biotopkomplexe. 
 

7. die Erhaltung, die Entwicklung und die Wiederherstellung von Lebensraumtypen nach An-
hang I der Richtlinie 92/43/EWG (Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie). 

 
8. die Erhaltung, die Entwicklung und die Wiederherstellung als Lebensraum von Arten nach 

Anhang II und Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG (Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie). 
 

9. die Erhaltung, die Entwicklung und die Wiederherstellung eines natürlichen bzw. naturna-
hen Fließlaufs, insbesondere der Mäander, als im Gebiet seltenem Landschaftselement von 
besonderer Eigenart und hervorragender Schönheit. 

 
 

§ 3 

Verbote, Genehmigungsvorbehalte 

 
(1) In dem in § 1 näher bezeichneten Landschaftsschutzgebiet sind alle Handlungen verboten, die 

den Charakter des Gebiets verändern, den Naturhaushalt schädigen, das Landschaftsbild ver-
unstalten, den Naturgenuss beeinträchtigen oder sonst dem besonderen Schutzzweck zuwider-
laufen. 
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(2) In dem in § 1 näher bezeichneten Naturschutzgebiet sind die in Abs. 1 genannten Handlungen 
und darüber hinaus alle Handlungen verboten, die das Gebiet, seinen Naturhaushalt oder ein-
zelne seiner Bestandteile zerstören, beschädigen, verändern oder nachhaltig stören können. 

 
(3) Es ist in allen in § 1 bezeichneten Schutzgebieten insbesondere verboten 
 

1. Gebäude oder bauliche Anlagen, auch solche, die einer bauaufsichtlichen Genehmigung 
oder eines wasserbehördlichen Verfahrens nicht bedürfen, zu errichten oder wesentlich zu 
verändern bzw. zu erweitern. Für die Errichtung jagdlicher Hochsitze gilt § 3 (4). 

 
2. die Bodengestalt zu verändern sowie die Böden zu verfestigen oder zu verunreinigen. 

 
3. Wege aller Art sowie Brücken und Leitungstrassen neu anzulegen oder vorhandene we-

sentlich zu verändern bzw. zu erweitern. 
 

4. Bodenschätze und andere Bodenbestandteile (einschließlich Feldsteinen, Findlingen oder 
Ansammlungen davon) abzubauen, zu gewinnen oder aus dem Schutzgebiet zu entneh-
men sowie Abgrabungen oder Aufschüttungen vorzunehmen. 

 
5. dem Schutzzweck entgegenstehende Veränderungen der Tiefe, des Verlaufs oder der 

sonstigen Gestalt von Gewässern durchzuführen oder den Gebietswasserhaushalt auf an-
dere Weise zu beeinträchtigen. 

 
6. auf nicht bewirtschaftete Flächen und in die Gewässer Gülle, Jauche, Klärschlamm, Fäka-

lien oder Abwasser oder sonstige das Ökosystem durch Nähr-, Giftstoff- und/oder Wärme-
gehalt belastende Stoffe auszubringen oder einzuleiten. 

 
7. mit Kraftfahrzeugen und bespannten Fahrzeugen aller Art außerhalb der für den öffentli-

chen Verkehr zugelassenen Straßen und Wege zu fahren oder die Fahrzeuge außerhalb der 
für den öffentlichen Verkehr zugelassenen Straßen und Wege oder der dafür ausdrücklich 
vorgesehenen Parkplätze abzustellen. 

 
8. Motor- und Modellmotorsport aller Art zu betreiben. 

 
9. außerhalb der öffentlichen Straßen und Wege bzw. der dafür ausdrücklich vorgesehenen 

Wege zu reiten. 
 

10. die Gewässer mit motorgetriebenen Wasserfahrzeugen zu befahren. 
 

11. außerhalb ausdrücklich dafür ausgewiesener Plätze zu lagern, Feuer zu machen, zu zelten, 
in Fahrzeugen zu campen sowie Zelte, Wohnwagen, Wohnmobile oder andere für die Un-
terkunft geeignete Einrichtungen auf- bzw. abzustellen. 

 
(4) Sonstige Handlungen, die innerhalb des in § 1 näher bezeichneten Landschaftsschutzgebiets, 

jedoch außerhalb des in § 1 näher bezeichneten Naturschutzgebiets vorgenommen werden sol-
len und geeignet sind, den Charakter des Gebiets zu verändern, den Naturhaushalt zu schädi-
gen, das Landschaftsbild zu verunstalten, den Naturgenuss zu beeinträchtigen oder sonst dem 
besonderen Schutzzweck zuwiderlaufen, insbesondere die Errichtung jagdlicher Hochsitze, be-
dürfen der vorherigen Genehmigung durch die untere Naturschutzbehörde. 

 
(5) In den in § 1 näher bezeichneten Naturschutzgebieten ist es über die in Abs. 3 genannten 

Handlungen hinaus insbesondere verboten 
 

1. das geschützte Gebiet außerhalb der öffentlichen Straßen und Wege bzw. der im Einver-
nehmen mit der unteren Naturschutzbehörde markierten Wege zu betreten oder die Ge-
wässer des Gebiets mit Wasserfahrzeugen aller Art zu befahren. 

 
2. Biotope aller Art durch Nähr- oder Giftstoffeintrag, mechanische Bearbeitung oder sonstige 

Handlungen entgegen dem Schutzzweck zu verändern bzw. zu entwickeln. 
 

3. meliorative und wasserbauliche Maßnahmen aller Art durchzuführen, die geeignet sind, 
das Schutzgebiet entgegen dem Schutzzweck zu verändern bzw. zu entwickeln. 

 
4. wildlebende Pflanzen oder Teile oder Entwicklungsformen davon abzuschneiden, abzupflü-

cken, aus- oder abzureißen, auszugraben oder sonstwie zu beschädigen oder zu vernich-
ten. 
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5. wildlebende Tiere zu fangen, zu töten, zu stören, zu entnehmen oder ihre Entwicklungs-

formen, Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtstätten zu beschädigen oder zu vernichten. 
 

6. Tiere und Pflanzen auszusetzen bzw. auszuwildern. 
 

7. Wildfütterungen, Kirrungen und Wildäcker anzulegen. 
 

8. Hunde frei laufen zu lassen. 
 

9. auf anderen als den von der unteren Naturschutzbehörde ausdrücklich dafür freigegebe-
nen Gewässern bzw. Gewässerbereichen oder an anderen als den von der unteren Natur-
schutzbehörde ausdrücklich dafür freigegebenen Uferbereichen zu angeln. 

 
10. zu baden. 

 
(6) Die untere Naturschutzbehörde kann im Einzelfall Handlungen außerhalb eines der in § 1 

bezeichneten Naturschutzgebiete untersagen, die geeignet sind, den Bestand des Gebiets, 
seines Naturhaushalts oder seiner Bestandteile zu gefährden. 

 
 

§ 4 

Freistellungen (zulässige Handlungen) 

 
Von den Bestimmungen des § 3 bleiben unberührt: 
 
1. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung der geschützten Gebiete und ihrer 

Biotope, sofern sie durch die untere Naturschutzbehörde, in ihrem Auftrag oder mit ihrer Ge-
nehmigung vorgenommen werden, einschließlich der Errichtung von zur Erreichung des 
Schutzzwecks notwendigen Sperren. 

 
2. die beim In-Kraft-Treten dieser Rechtsverordnung rechtmäßig und erwerbsmäßig ausgeübte 

Bodennutzung im Sinne von § 11 BbgNatSchG in der bisherigen Art und im bisherigen Umfang 
auf den bisher rechtmäßig dafür genutzten Flächen mit der Maßgabe, dass die Verbote des § 3 
(3) Nrn. 5. und 6., des § 3 (5) Nrn. 2., 3. und 6. sowie der Genehmigungsvorbehalt des § 3 
(4) gelten. 

 
3. die Wiederinbetriebnahme auf Grund landes-, bundes- oder europarechtlicher Regelungen oder 

Förderprogramme einschließlich des Vertragsnaturschutzes befristet stillgelegter Flächen. 
 
4. das Befahren oder Bereiten der gesperrten Wege, das Befahren der Gewässer und das Betre-

ten der übrigen Flächen der geschützten Gebiete außerhalb der öffentlichen Straßen und Wege 
 

- im Rahmen der rechtmäßig und erwerbsmäßig ausgeübten Bodennutzung im Sinne von § 
11 BbgNatSchG, 

 
- durch Angehörige von Behörden bei zwingend notwendigen Dienstfahrten zu Örtlichkeiten 

innerhalb der geschützten Gebiete sowie 
 

- mit schriftlicher Genehmigung oder im Auftrag der unteren Naturschutzbehörde durch 
sonstige Personen. 

 
5. die bestimmungsgemäße Nutzung der zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieser Verordnung 

innerhalb ihres Geltungsbereichs vorhandenen legal errichteten baulichen Anlagen, Leitungen 
sowie öffentlich gewidmeten Straßen und Wege. 

 
6. die Unterhaltung der zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieser Verordnung innerhalb ihres 

Geltungsbereichs vorhandenen legal errichteten baulichen Anlagen, Leitungen, öffentlich ge-
widmeten Straßen und Wege sowie die Anlage und Änderung von Straßen und Wegen im 
Rahmen von Bodenordnungs- oder Flurneuordnungsverfahren im Einvernehmen mit der unte-
ren Naturschutzbehörde. 

 
7. die rechtmäßige Ausübung der Jagd mit der Maßgabe, dass die Verbote des § 3 (3) Nr. 1. so-

wie der Genehmigungsvorbehalt des § 3 (4) gelten. 
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8. behördliche sowie behördlich angeordnete oder zugelassene Beschilderungen, soweit sie als 
hoheitliche Kennzeichnungen, Orts- oder Verkehrshinweise, Wegemarkierungen oder Warnta-
feln oder dem Schutzzweck dienen. 

 
9. Maßnahmen, die der Abwehr einer unmittelbar drohenden Gefahr für die öffentliche Sicherheit 

und Ordnung dienen, mit der Maßgabe, dass die untere Naturschutzbehörde über die getroffe-
nen Maßnahmen unverzüglich zu unterrichten ist. Die untere Naturschutzbehörde kann nach-
träglich ergänzende Anordnungen zur Herstellung der Vereinbarkeit der Maßnahmen mit dem 
Schutzzweck treffen. 

 
10. Maßnahmen der Untersuchung von Altlastverdachtsflächen und Maßnahmen der Altlastensanie-

rung, die im Einvernehmen mit der unteren Naturschutzbehörde ergriffen werden. 
 
11. die ordnungsgemäße Unterhaltung der Gewässer entsprechend einem im Einvernehmen mit 

der unteren Naturschutzbehörde für das jeweilige Jahr aufgestellten Gewässerunterhaltungs-
plan. 

 
12. die Markierung von Wander-, Rad- und Reitwegen im Einvernehmen mit der unteren Natur-

schutzbehörde. 
 
13. die sonstigen bei In-Kraft-Treten dieser Rechtsverordnung aufgrund behördlicher Einzelfallent-

scheidungen rechtmäßig ausgeübten Nutzungen und Befugnisse in der bisherigen Art und im 
bisherigen Umfang. 

 
 

§ 5 

Befreiungen 

 
(1) Von den Verboten des § 3 dieser Verordnung kann auf Antrag Befreiung gewährt werden, 

wenn 
 

1. die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall 
 

a) zu einer nicht beabsichtigten Härte führen würde und die Abweichung mit den Belan-
gen des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu vereinbaren ist oder 

 
b) zu einer nicht gewollten Beeinträchtigung von Natur und Landschaft führen würde o-

der 
 

2. überwiegende Gründe des Allgemeinwohls die Befreiung erfordern. 
 
(2) Die Befreiung wird durch die untere Naturschutzbehörde erteilt. 
 
 

§ 6 

Zuwiderhandlungen 

 
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen eines der Verbote des § 3 dieser Rechtsverordnung ver-

stößt oder Handlungen ohne die nach § 3 (4) dieser Rechtsverordnung  erforderliche Genehmi-
gung vornimmt, handelt ordnungswidrig im Sinne des § 73 (2) Nr. 2. BbgNatSchG. 

 
(2) Ordnungswidrigkeiten nach § 6 (1) dieser Rechtsverordnung können gemäß § 74 BbgNatSchG 

mit einer Geldbuße geahndet werden. 
 
 

§ 7 

Verhältnis zu anderen naturschutzrechtlichen Bestimmungen 

 
(1) Soweit für den Geltungsbereich dieser Rechtsverordnung weitergehende naturschutzrechtliche 

Vorschriften bestehen, bleiben diese unberührt, sofern § 9 Abs. 2. dieser Rechtsverordnung 
nichts anderes bestimmt. 

 
(2) Soweit diese Rechtsverordnung keine weitergehenden Vorschriften enthält, bleiben die Be-

stimmungen des BbgNatSchG, des BNatSchG, des Rechts der Europäischen Union  und des 
sonstigen supranationalen Rechts über gesetzlich geschützte Teile von Natur und Landschaft 
sowie über den Schutz und die Pflege wildlebender Tier- und Pflanzenarten unberührt. 
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§ 8 

Geltendmachen von Form- oder Verfahrensmängeln 

 
Eine Verletzung der in § 28 BbgNatSchG genannten Verfahrens- und Formvorschriften ist unbe-
achtlich, wenn sie nicht schriftlich unter Angabe der verletzten Rechtsvorschrift und des Sachver-
halts, der die Verletzung begründen soll, innerhalb eines Jahres nach In-Kraft-Treten dieser 
Rechtsverordnung gegenüber dem Landkreis Märkisch-Oderland als untere Naturschutzbehörde 
geltend gemacht worden ist. Das Gleiche gilt für Mängel bei der Beschreibung des Schutzzwecks 
sowie für Mängel bei der Prüfung der Erforderlichkeit der Unterschutzstellung einzelner Flächen. 
Mängel im Abwägungsvorgang sind nur dann beachtlich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwä-
gungsergebnis von Einfluss gewesen sind und die Mängel in der Abwägung innerhalb von vier Jah-
ren nach In-Kraft-Treten der Rechtsverordnung unter den in Satz 1 genannten Voraussetzungen 
geltend gemacht worden sind.  
 
 

§ 9 

In-Kraft-Treten dieser Rechtsverordnung, 

Außer-Kraft-Treten bestehender Rechtsvorschriften 

 
(1) Diese Rechtsverordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Amtsblatt des Landkreises 

Märkisch-Oderland in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig treten im Geltungsbereich dieser Rechtsverordnung alle früheren durch den Land-

kreis Märkisch-Oderland oder seine Rechtsvorgänger erlassenen, das Gebiet betreffenden Be-
schlüsse und Verordnungen über Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete und Flächen-
naturdenkmale außer Kraft. 

 
 
Seelow, den 09.11.2005 
 
i.V. M. Bonin 
 
Reinking 
Landrat 
 
 


